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Geſetz⸗Sammlung 


für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


2. 


(Nr, 6047.) Geſetz wegen Berechnung der Steuer fuͤr die Bereitung von Zucker aus ge⸗ 
trockneten Ruͤben. Vom 25. Maͤrz 1865. 5 


N) 4 \ 2 

Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 
verordnen, in Folge einer unter den Regierungen der zum: Zollvereine gehörigen 
Staaten getroffenen Verabredung, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Land⸗ 
tages der Monarchie, was folgt: f Ichit ö 


H. 1. 


Bei der Erhebung der Steuer fuͤr die Bereitung von Zucker aus ge⸗ 
trockneten (gedoͤrrten) Rüben werden vom 1. September 1862. ab auf jeden 
Zentner getrockneter Ruͤben nicht mehr (Verordnung vom 2. Juli 1861. H. 3., 
Geſetz⸗Samml. ©. 417.) fünf Zentner, ſondern nur vier und drei Viertel 
Zentner rohe Ruͤben gerechnet. 5 3 i 

H. I; 17 

Unſer Finanzminiſter wird mit der Ausfuͤhrung des gegenwartigen Ge⸗ 
ſetzes beauftragt. ö 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a f 

Gegeben Berlin, den 25. Maͤrz 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Bo delſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. f 


Jahrgang 1865. (Nr. 60476048) 22 (Nr, 6048.) 
Ausgegeben zu Berlin den 15. April 1865. 
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(Nr, 6048.) Geſetz, betreffend einige Beſtimmungen uber Rechtsgeſchaͤfte im Bezirke des 
Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein. Vom 27. Maͤrz 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer 
Monarchie, fuͤr den Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, was folgt: 


H. 1. 


Vertrage, welche die Veraͤußerung von beweglichen Sachen zum Gegen⸗ 
ſtande haben, beduͤrfen zu ihrer Gültigkeit keiner anderen, als der den Beſtim⸗ 
mungen des gemeinen Rechts entſprechenden Form. 

Daſſelbe gilt von Schuldverſchreibungen, von Renten-, Zins⸗ und Pacht⸗ 
vertragen, von Vergleichen, von Altentheils⸗ und Verpflegungsvertraͤgen, von 
Uebergabevertraͤgen, von Erbtheilungen und von Erbſchaftskaͤufen, vorbehaltlich 
des Geſetzes vom 2. Februar 1864. (Geſetz⸗Samml. S. er in Betreff der 
zu einem Vermögen oder einer Erbſchaft gehörigen unbeweglichen Sachen. 

Unter beweglichen Sachen (Mobilien) ſind in dieſem Geſetze alle Sachen 
verftanden, welche nicht in dem H. 1. des Geſetzes vom 2. Februar 1864. als 
unbewegliche benannt worden ſind. 


Der Uebergang des Eigenthums an Mobilien iſt fortan bei Kaufvertraͤgen 
von der Bezahlung oder Kreditirung des Kaufgeldes nicht abhaͤngig. 5 
Der vertragsmaͤßige Vorbehalt des Eigenthums iſt fortan bei der Ver⸗ 
aͤußerung von Mobilien dem dritten redlichen Erwerber gegenüber ohne recht⸗ 
liche Wirkung. 5 5 
‚€ 4 a $. Ir 


Bei dem Verkaufe von Hausthieren findet ein Anſpruch wegen Ver⸗ 
letzung uͤber die Haͤlfte nicht ſtatt. örz 157 f 

Die auf den Mangel der vertragsmaͤßigen oder geſetzmaͤßigen Beſchaffen⸗ 
heit des Thieres gegruͤndete Klage und Einrede muß bei Verluſt derſelben 
binnen einer Friſt von zwei und vierzig Tagen nach der Ueberlieferung ange⸗ 
ſtellt, beziehungsweiſe geltend gemacht werden. Der Tag der Ueberlieferung 
wird in die Friſt nicht eingerechnet. ö 

Sind mehrere Thiere gleicher Art verkauft und iſt bei einem derſelben 


als Gewaͤhrsmangel eine anſteckende Krankheit nachgewieſen, ſo kann der Kaͤufer 


die Zurücknahme ſaͤmmtlicher Thiere fordern, wenn ſie bei dem Verkaͤufer mit 
einander in Beruͤhrung gekommen ſind. a 


5 §. 4. 
Innerhalb der im H. 3. beſtimmten Friſt und vor Anſtellung der Klage 
5061 kann 


kann der Käufer, das Vorhandenſein von Gewaͤhrsmaͤngeln bei den gekauften 


Hausthieren durch Sachverftändige feſtſtellen laſſen, die ſich zugleich uͤber das 
wahrſcheinliche Alter des vorhandenen Mangels gutachtlich zu aͤußern haben. 


5 . | 
Auf feinen Antrag ernennt der Richter des Orts, an welchem ſich das 
Thier befindet, je nach den Umſtaͤnden einen oder mehrere Sachverfländige. 
Dieſelben haben das Gutachten ſchriftlich oder zu Protokoll zu erſtatten 
und daſſelbe vorſchriftsmaͤßig zu beeiden. 15 8 
Bei Departements⸗ und Kreis⸗Thieraͤrzten genuͤgt die Beſtaͤtigung des 
Gutachtens auf den geleiſteten Dienſteid. en . 


H. 6. 


Der Richter verordnet, daß und in welcher Weiſe der Verkaͤufer von 
der vorzunehmenden Unterſuchung des Thieres in Kenntniß zu ſetzen iſt. 


Auf den Antrag des Verkäufers iſt der Richter befugt, noch andere 


Sachverſtaͤndige zu vernehmen. 


5 5 H. TE ; 0 7 
Die in dem Vorverfahren erſtatteten Gutachten koͤnnen in dem ſpaͤteren 
Prozeſſe von den Parteien als Beweismittel benutzt werden. 


H. 8. 

Die Koſten dieſes Vorverfahrens werden in dem ſpaͤteren Prozeſſe den 

Koſten des letzteren gleichgeſtellllltltltltltltltlt 
85 nd None 3 [? 


Die in den Hh. 3. bis 8. enthaltenen Vorſchriften find‘ auf den Tauſch 
von Hausthieren anwendbar. i 

Im Uebrigen behaͤlt es fuͤr den Kauf und Tauſch von Hausthieren bei 
den Beſtimmungen des gemeinen Rechts ſein Bewenden. 5 
H. 10. 


Alle partikularrechtlichen Geſetze, Verordnungen, Gewohnheiten und 
Obſervanzen uͤber die Form der im F. 1. bezeichneten Rechtsgeſchafte und uͤber 
Viehhaͤndel, ſowie alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtunmungen des ge⸗ 
meinen Rechts, ſind aufgehoben. N 9 un ad 

Ingleichen treten außer Kraft alle partikularrechtlichen Normen, welche 
die Unguͤltigkeit der an Sonn⸗ und Feſttagen geſchloſſenen Vertraͤge anordnen, 
welche neben einem ſchriftlichen Vertrage keine muͤndlichen Verabredungen ge⸗ 
ſtatten, welche die Einklagung von Wirthshausſchulden verbieten, welche den 
Kauf oder Tauſch von Sachen beſchranken und welche über die Gewährleiſtung, 

(Nr, 6048—6049,) Sa | ae 5 


e 1 
die Verletzung über die Hälfte, das Wiederkaufsrecht und uͤber die Wider⸗ 
ruflichkeit von Uebergabevertraͤgen Beſtimmungen enthalten. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Maͤrz 1865. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6049.) Geſetz, betreffend die Regulirung der Schleſiſchen Zehntverfaſſung. Vom 
10. April 1865. 8 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

§. 1. 


Die e e der Kabinets⸗Order vom 16. Juni 1831. wegen 
Wiederherſtellung der Schlefifchen Zehntverfaſſung, wie fie nach der Order vom 
3. März 1758. bis zum 6. Februar 1812. beſtanden hatte (Geſetz-Samml. 
von 1831. S. 169.), werden, wie folgt, abgeaͤndert. 


H. 2. 


Die Reallaſten, welche den Beſtimmungen der Order vom 16. Juni 1831. 
unterliegen, werden hiermit fuͤr abloͤsbar nach den Vorſchriften des gegenwaͤr⸗ 
tigen Geſetzes erklaͤrt. 


H. 3. 


Die Abloͤſung derſelben erfolgt ohne beſonderen Antrag der Betheiligten 
von Amtswegen. 8 
Sofern es dabei auf den Tag der Provokation ankommt, iſt der Tag 
dafuuͤr anzuſehen, an welchem das gegenwärtige Geſetz in Kraft tritt. 


| H. 4. 
Die Ermittelung des Jahreswerthes der Reallaſten erfolgt nach den 


Vorſchriften des Geſetzes vom 2. März 1850., betreffend die neh der 


eal⸗ 


1 


Reallaſten ꝛc. (Geſetz⸗Samml. von 1850. S. 77. ff.). Dabei findet jedoch weder 
der im H. 26. a. a. H. vorgeſchriebene Abzug von fünf Prozent wegen der 
geringeren Beſchaffenheit des Zinsgetreides, noch eine Kürzung der Rente bis 
auf zwei Drittel des Reinertrages der pflichtigen Stelle ſtatt (H. 63. a. a. O. 
und F. 6. des Geſetzes vom 11. März 1850., betreffend die auf Muͤhlen⸗ 
grundſtuͤcken haftenden Reallaſten). n f 


H. 5. 
Der nach H. A, feſtgeſtellte Geldbetrag wird 

a) bei denjenigen Reallaſten, welche an dem Tage, an welchem das gegen⸗ 
waͤrtige Geſetz in Kraft tritt, geſetzlich gangbar ſind, zum 225 fachen 
Betrage, und a 8 

b) bei denjenigen Reallaſten, welche an dem Tage, an welchem das gegen⸗ 
wärtige Geſetz in Kraft tritt, geſetzlich ruhen, zum 25 fachen Betrage 

durch Kapital abgeloͤſt. 


Die Abfindung erfolgt durch die Vermittelung der Rentenbanken. Dem 
Verpflichteten ſteht jedoch frei, baar zum 22% fachen, beziehungsweiſe dem 2% fachen 
Betrage abzuloͤſen. ee | 

K. 6. 
Fuͤr die Vermittelung der Rentenbank iſt das Geſetz vom 2. März 1850. 
(Geſetz⸗Samml. von 1850: S. 112. ff.) maaßgebend. Dabei bleiben aber diejenigen 
Beſtimmungen, welche eine Tilgungsperiode von 41 Jahren vorausſetzen, 
ae Betracht und uͤberdies treten nachſtehende Abaͤnderungen des Rentenbank⸗ 
eſetzes ein: 8 4095 


a) die berechtigte Anſtalt erhält den nach H. 5. berechneten Betrag in 
Rentenbriefen nach deren Nennwerth und, ſoweit dies durch ſolche nicht 
vollſtaͤndig geſchehen kann, im baaren Gelde; f 

b) der Beſitzer des pflichtigen Grundſtücks hat ohne Ruͤckſicht auf feine - 

Nonfeſſion von dem Zeitpunkte der Rentenuͤbernahme und während der 
Tilgungsperiode von 56 Jahren an die Rentenbank eine Jahresrente 
zu entrichten, welche 43 vom Hundert der an die Berechtigte zu ‚ges 
waͤhrenden Abfindung betraͤgt; Rententheile unter einem vollen Silber⸗ 
groſchen werden von der Rentenbank nicht übernommen, vielmehr wird 
der 22 oder 29 fache Betrag derſelben, je nachdem die Abfindung 
gemäß $$. 5. a. oder 5. b. erfolgt, von dem Beſitzer des verpflichteten 
Grundſtuͤcks unmittelbar an die berechtigte Anſtalt gezahlt; 

e) die Ueberweiſung von Abgabenruͤckſtaͤnden auf die Rentenbank nach 

Vorſchrift des F. 99. des Abloͤſungsgeſetzes vom 2. Maͤrz 1850. iſt 
unzulaͤſſig. Is} 
RR 


Wenn ein zur Konfeſſion der berechtigten Anſtalt nicht gehoͤriger Beſitzer 
(Nr. 6049.) eines 


| 
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eines pflichtigen Grundſtuͤcks an dem Tage, an welchem das gegenwartige Geſetz 


in Kraft trikt, die Reallaſten lediglich um deswillen entrichten muß, weil eine 
vor Erlaß der Order vom 16. Juni 1831. empfangsberechtigt geweſene Perſon 
bei dem Eintritt der Rechtskraft dieſes Geſetzes noch im Amte iſt, ſo iſt dieſer 
Fall in Betreff der endgültigen Regulirung ebenſo zu behandeln, als ob die 
Reallaſten an dem Tage, an welchem das gegenwaͤrtige Geſetz in Kraft tritt, 
geruht haͤtten. i 

an der Amtsdauer des Berechtigten muͤſſen demſelben aber von 
dem Beſitzet des pflichtigen Grundſtuͤcks die Reallaſten bis zum Tage der Ueber: 
nahme der Rente auf die Rentenbank unverkuͤrzt, von dem gedachten Tage an, 
zu neun Zehnteln fortentrichtet werden. 


§. 8. 

Die Ausführung der Beſtimmungen der HH. 2. bis 7. des gegenwärtigen 
baten erfolgt durch die zuſtaͤndigen Auseinanderſetzungsbehoͤrden und Renten⸗ 
banken. 

9. 


Wenn Rezeſſe oder Vertraͤge von den vorſtehenden Beſtimmungen ab⸗ 
weichende Feſtſetzungen enthalten, fo find dieſe bei der Abloͤſung maaßgebend. 


H. 10. 
Der F. 8. des Geſetzes vom 15. April 1857., betreffend die Abloͤſung 
der den geiftlichen Inſtituten zuſtehenden Reallaſten (Geſetz-Samml. von 1857, 
S. 363.), wird aufgehoben. 5 8 
Die nach dem Geſetze vom 26, April 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 273.) 
erfolgte Schließung der Rentenbanken ſteht der Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen 
Geſetzes nicht im Wege. gi 


Die Koſten des Verfahrens über die Abloͤſung der Reallaſten nach dem 
gegenwärtigen Geſetze übernimmt der Staat. 

Nur die Prozeßkoſten haben die Parteien zu entrichten. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. April 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schoͤn hauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. ö 


7 


(Nr. 6050.) 
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(Nr 6050.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. März 1865., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee 
von Lublinitz uͤber Koſchentin nach Ludwigsthal, im Kreiſe Lublinitz, Res 
gierungsbezirk Oppeln. 


Masten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Kreis⸗Chauſſee von Lublinitz uͤber Koſchentin nach Ludwigsthal im Kreiſe Lu⸗ 
blinitz, Regierungsbezirk Oppeln, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
genannten Kreiſe das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforder⸗ 
lichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſte⸗ 
henden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe 
eat Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffeegeld - Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur An⸗ 
wendung kommen. . 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. f 


Berlin, den 6. März 1869. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr, 60506051.) (Nr. 6051.) 


zo 


(Nr. 6051.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Lublinitzer Kreiſes im Betrage von 20,000 Thalern. Vom 6. Maͤrz 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 

Nachdem von den Kreisftänden des Lublinitzer Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 16. November 1864. beſchloſſen worden, die zur Foͤrderung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten fernerhin erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer weiteren Anleihe neben der durch das Privilegium vom 23. Juni 
1862. (Gefeg-Samml. S. 216.) genehmigten zu beſchaffen, wollen Wir auf 
den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
lautende, mit Zinskupons werfehene, Seitens der Glaͤubiger unkundbare Obli⸗ 
gationen zu dem angenommenen Betrage von 20,000 Thalern ausſtellen zu 
duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung einer zweiten Serie von Obligationen zum 
Betrage von 20,000 Thalern, in Buchſtaben: zwanzig Tauſend Thalern, welche 
in folgenden Apoints: * 5 


3,000 Thaler à 1000 Thaler, 
; dans: 00 % 
6500 0 
2,000: 110 su ner 50 „ 
1,000: 2 = 095. . 


2 20,000 Thaler, Bn har 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreis ſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1866, ab mit wenigſtens jährlich 
Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen der getilgten Betraͤge, 
zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die Ge⸗ 

f ſetz Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
5 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. Maͤrz 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


8 v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


A 


1 


Pro⸗ 


| am 
Provinz Schleſten, Regierungsbesirt Oppeln. 
Obligation 
des Lublinitzer Kreiſes 


Tir . 
uber & Thaler Preußiſch Kurant 
II. Serie, 
Auf Grund des unteeoee nn beftätigten Kreistags-Beſchluſſes vom 


im Staatsanzeiger, ſowie in einer zu Breslau erſcheinenden Zeitung. 5 

Bis ER dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 

es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lublinitz, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 5 

Jahrgang 1865. (Nr. 6051. Mit 


Mit der zur Emp ngnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 


; |  zurdehzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 


tale abgezogen. f 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 


vom Schluſſe des Jahres der Faͤlligkeit ab nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren 


zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
Theil I. Titel 51. §. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lublinitz. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 


gezahlt werden. 


5 Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind acht halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1869. ausgegeben. Fur die weitere Zeit werden Zins⸗ 
Kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. u 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Lublinitz gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
us rechtzeitig geſchehen iſt. 


ur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet dern 


Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 2 
ſchrift ertheilt. N 


Lublinitz, den fl nusse. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Lublinitzer Kreiſe. 


J ru 


provinz Schlefien, Kegierungsbezirt Oppeln. 
Zins ⸗Ku pon 


SFAUSDEN AR 
Kreis⸗Obligation des Lublinitzer Kreiſes 
II. Serie i 
Ii ET BER 
a Thaler zu fünf Prozent Zinſen über 
REN Thaler .... Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in den 


Zeit vom 1. bis 15. Januar, reſp. vom 1. bis 15. Juli und ſpaͤterhin die 


Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation fuͤr das Halbjahr vom 
is.. . mit (in Buchſtaben ) . alern Silber⸗ 
groſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Lublinitz. 

Lublinitz, den rn. 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Lublinitzer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Schluſſe des Jahres der Faͤlligkeit an gerechnet, 
erhoben wird. i 


Provinz Schleſten, Regierungsbesivt Oppeln. 
Talon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Lublinitzer Kreiſes 
II. Serie. f 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Lublinitzer Kreiſes II. Serie 


Die Me P Thaler d....- Prozent Zinfen 
8 te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Lublinitz. 

Lublinitz, den rn. 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſton für den Chauſſeebau im 
Lublinitzer Kreiſe. 


(Nr. 60516052.) (Nr. 6052.) 


ee ae 3 3 
Kr. 6052) Allerhöchſter Erlaß vom 13. März 1865., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
REBEL: liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 


der Halberſtadt-Mindener Staatsſtraße bei Hornburg, im Regierungsbezirk 
Magdeburg, bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Achim. 


Nasen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von der Halberſtadt⸗Mindener Staatsſtraße bei Hornburg, im Regie⸗ 
rungsbezirk Magdeburg, bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Achim ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Bauunternehmern, der Stadtgemeinde 
zu Hornburg und dem Domainenpaͤchter Blomeyer, als Paͤchter der dortigen 
Domaine, das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund⸗ 
ſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der Stadtgemeinde und 
der Domaine Hornburg gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Untere 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Be⸗ 
ſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, 
einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
= Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hier: 

durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 

Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 13. Marz 1865. 


Wilhelm. 
5 v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). ; 


